
AG Kultur und Medien

SPD und Grüne fordern belastbare
Datengrundlage für medienpolitische
Entscheidungen

Anlässlich der Verabschiedung des gemeinsamen Antrages der Fraktio-
nen der SPD und von Bündnis 90/Die Grünen erklären der medienpoliti-
sche Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion Martin Dörmann und die
medienpolitische Sprecherin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Tabea
Rößner:

Seit vielen Jahren gibt es zu wenig grundlegende Informationen und
Daten hinsichtlich der Formen der (crossmedialen) Zusammenarbeit
und Verflechtungen im Medienbereich. Der letzte Medien- und Kommu-
nikationsbericht der Bundesregierung, der Ende 2008 vorgelegt wurde,
bestätigte die bestehenden Informationsdefizite im Bereich der traditio-
nellen und der neuen Medien. Aus diesem Grund hat der Deutsche
Bundestag bereits 2009 auf Initiative der Fraktionen von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen die Errichtung einer Mediendatenbank be-
schlossen, die - aufbauend auf den Ergebnissen der Medien- und Me-
dienkonzentrationsforschung - belastbare Daten zu den Angebots- und
Anbieterstrukturen enthalten soll. Die Mediendatenbank sollte bereits
Ende 2011 auf der Webseite des Beauftragten der Bundesregierung für
Kultur und Medien veröffentlicht und für die Allgemeinheit zugänglich
sein. Das ist bis heute nicht geschehen.

Die Datenbank sollte auf ausdrücklichen Wunsch des Gesetzgebers hin
vor allem als Grundlage für medien- und kommunikationspolitische Ent-
scheidungen dienen. Die Bundesregierung hat im Koalitionsausschuss
am 4. März 2012 weitreichende medienpolitische Entscheidungen ge-
troffen und wird morgen eine Änderung der Pressefusionskontrolle im
Kabinett beschließen. Offensichtlich hat die Bundesregierung dabei die
Datenerhebungen aus der Mediendatenbank nicht als Entscheidungs-
grundlage herangezogen, sondern beruft sich lediglich auf Schätzun-
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gen. Dies kritisieren wir in unserem rot-grünen Antrag.

Wir fordern die Bundesregierung auf, die Daten aus den für die Medien-
datenbank in Auftrag gegebenen Studien vorzulegen und die Medienda-
tenbank für die Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Weitreichende me-
dienpolitische Entscheidungen wie die in der 8. Novelle des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) vorgesehenen Änderungen
des Pressefusionsrechtes sollten auf einer möglichst belastbaren Da-
tengrundlage basieren. Daneben fordern wir die Bundesregierung auf,
weitere Instrumente zur Förderung von Medienvielfalt zu prüfen. Ziel ist
es, die vielfältige Medienlandschaft zu erhalten und weiter zu fördern.
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